
 

 

Ihre Steuerkanzlei informiert.

SCHAUFENSTER

STEUERN
02/2018

Termine
Steuern und Sozialversicherung

Einkommensteuer 2017
Finanzämter starten Anfang März mit
Bearbeitung

Erbschaftssteuergesetz 2009
Durfte auch nach dem 30.06.2016 noch
angewendet werden

Hank und Partner mbB / Eisenmenger und Kollegen GmbH

74523 Schwäbisch Hall

Telefon: 0791/950310

info@hank-und-partner.de

Sehr geehrte Mandanten,

es ist wahr: Das Finanzamt bettelt um mehr Arbeit. Anders ist es nicht

zu erklären, warum es eine Entscheidung des Finanzgerichts Köln nicht

akzeptiert.

Es geht dabei um die Frage, bis wann noch der Antrag auf Günstigerprü-

fung bei der Besteuerung der Einkünfte aus Kapitalvermögen gestellt

werden kann. Zum Hintergrund: Einkünfte aus Kapitalvermögen unter-

liegen der Abgeltungssteuer. Ist diese jedoch ausnahmsweise teurer,

kann die sogenannte Günstigerprüfung beantragt werden, sodass auch

Kapitalvermögen mit dem (günstigeren) persönlichen Steuersatz her-

angezogen wird.

Im Streitfall war allerdings bei Abgabe der Erklärung die Abgeltungs-

steuer auch tatsächlich günstiger. Erst aufgrund einer späteren Ände-

rung des Bescheides wegen einer gewerblichen Beteiligung wurde sie

ungünstiger. Folglich konnte und wurde auch erst dann die Günstiger-

prüfung beantragt, welche jedoch vom Finanzamt mit fadenscheinigen

Gründen abgelehnt wurde. Es nützt selbst nichts, dass das erstinstanz-

liche Gericht (Az: 15 K 2258/14) eine nachträgliche Antragstellung

dann für möglich hält, wenn diese zuvor nicht zuzumuten war, weil

sie nicht nur ins Leere gelaufen, sondern auch rechtlich bedeutungslos

gewesen wäre.

Logik zählt aber augenscheinlich nicht für den Fiskus. Der Antrag fehlte

am Anfang, also gab es ihn nicht. Im Endeffekt muss nun der BFH

(Az: VIII R 6/17) entscheiden, ob das Finanzamt sinnlose und unnütze

Anträge erhält oder nicht. Bis auf weiteres sollte man daher die Finanz-

ämter mit entsprechenden Anträgen ordentlich eindecken, bevor man

im Nachhinein in die Röhre schaut.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

12.2.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.2. für den Eingang der 

Zahlung.

15.2.

�� Gewerbesteuer

�� Grundsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 19.2. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Februar 2018

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Februar 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 26.2.2018.

Einkommensteuer 2017: Finanzämter starten Anfang 
März mit Bearbeitung

Anfang März 2018 beginnen die Finanzämter mit der Bearbeitung der 

Einkommensteuer für das Jahr 2017. Wie auch in den vergangenen Jah-

ren könnten Arbeitgeber, Versicherungen und andere Institutionen bis 

zu diesem Zeitpunkt die für die Steuerberechnung benötigten Unterla-

gen an die Finanzverwaltung übermitteln, teilt das Finanzministerium 

Nordrhein-Westfalen mit. Dazu zählten etwa Lohnsteuer-Bescheini-

gungen, Beitragsdaten zur Kranken- und Pflegeversicherung und zur 

Altersvorsorge sowie Rentenbezugsmitteilungen.

Das Ministerium empfiehlt, die Steuererklärung elektronisch abzu-

geben. Dies biete besonders für die Steuerbürger Vorteile: Die Daten 

müssten nicht mehr per Hand eingegeben werden. Die Finanzverwal-

tungen der Länder ermöglichten über das Internetportal „Mein ELS-

TER“ einen bequemen und bei vorheriger Authentifizierung meist auch 

papierlosen Zugang zum Finanzamt, ganz ohne Formulare (nähere 

Informationen unter „www.elster.de“). Für alle, die diese Möglichkeit 

nutzen, gebe es noch einen weiteren Vorteil: Für die Abgabe könne 

man sich zwei Monate länger Zeit lassen. Die Abgabefrist ende erst 

Ende Juli 2018.

Bürger, die nicht zur elektronischen Abgabe verpflichtet sind, finden 

die Vordrucke laut Finanzministerium Nordrhein-Westfalen auf den 

Internetseiten des Bundesfinanzministeriums („www.bundesfinanz-

ministerium.de“) unter der Rubrik „Service/Formulare“ als Download. 

Ebenfalls könnten die Vordrucke in Papierform im Finanzamt und in 

den meisten Bürgerbüros der Städte und Gemeinden abgeholt werden. 

In Ausnahmefällen – etwa bei gehbehinderten, alten oder schwerkran-

ken Menschen – könnten die Vordrucke auf telefonische Anfrage auch 

zugeschickt werden.

 Die Bearbeitungsdauer von Steuererklärungen liegt laut Finanzminis-

terium Nordrhein-Westfalen in der Regel zwischen fünf Wochen und 

sechs Monaten. Die Bearbeitungszeit könne je nach Komplexität oder 

Einzelfall variieren.

Finanzministerium Nordrhein-Westfalen, PM vom 04.03.2018

Erbschaftssteuergesetz 2009: Durfte auch nach dem 
30.06.2016 noch angewendet werden

Ein Gesetz, das das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) für unverein-

bar mit Artikel 3 Absatz 1 Grundgesetz erklärt hat, für das aber eine 

Frist für die Fortgeltung und Neuregelung angeordnet wurde, ist auf 

„Altfälle“ weiterhin anzuwenden. Diese bisherige Rechtsprechung hat 

das Finanzgericht (FG) Hamburg bestätigt und hinzugefügt, dass im 

Fall des Erbschaftsteuerrechts dabei zeitlich der Eintritt des Erbfalls 

maßgeblich ist und nicht die Festsetzung der Erbschaftsteuer.

Die Klägerin hatte von der 2013 verstorbenen Erblasserin ein Mietgrund-

stück und ein Einfamilienhaus geerbt. Das Finanzamt setzte die Erb-

schaftsteuer ursprünglich mit Bescheid vom 28.07.2015 fest, und zwar 

vorläufig mit Blick auf das Urteil des BVerfG vom 17.12.2014 zur Erb-

schaftsteuer und der angeordneten Neuregelung (1 BvL 21/12). Wegen 

einer Reduzierung der Grundbesitzwerte der Immobilien ergingen Ände-

rungsbescheide zur Erbschaftsteuer, zuletzt am 19.07.2016, also nach Ab-
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lauf der Fortgeltungsfrist. Die Klägerin meinte, dass über den 30.06.2016 

hinaus das Erbschaftssteuergesetz 2009 (ErbStG 2009) nicht mehr an-

gewandt werden dürfe. Die Fortgeltungsanordnung sei zudem ebenso 

verfassungswidrig wie die in § 31 Bundesverfassungsgerichtsgesetz aus-

gesprochene Bindungswirkung der Entscheidung des BVerfG.

Dem ist das FG nicht gefolgt. Für die Beurteilung sei bei Steuern in 

Übereinstimmung mit der Rechtsprechung und der Auffassung im 

Schrifttum allein auf den Veranlagungszeitraum abzustellen, in dem 

sich der zu besteuernde Sachverhalt verwirklicht habe. Dies sei im 

Streitfall der Eintritt des Erbfalls 2013 gewesen. Aufgrund der Fortgel-

tungsanordnung sei das ErbStG 2009 daher unzweifelhaft anwendbar. 

Auch die weiteren verfassungsrechtlichen Bedenken hinsichtlich der 

Fortgeltungsanordnung und der Bindungswirkung der verfassungsge-

richtlichen Entscheidungen hat das FG nicht geteilt. Auch eine erneute 

Vorlage des ErbStG an das BVerfG lehnte es ab.

Gegen das Urteil ist Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt worden (II 

B 108/17).

FG Hamburg, Urteil vom 28.04.2017, 3 K 293/16, nicht rechtskräftig

Erschließungsbeiträge für Straßenausbaumaß- 
nahmen nicht als Handwerkerleistungen absetzbar 

Für Erschließungsbeiträge und Straßenausbaubeiträge kann die Steu-

erermäßigung für Handwerkerleistungen nicht in Anspruch genom-

men werden. Dies hat das FG Berlin-Brandenburg entschieden.

Im zugrunde liegenden Fall wollte ein Ehepaar einen Teil der Erschlie-

ßungskosten, die es an die Gemeinde für den Ausbau der unbefestigten 

Sandstraße vor ihrem Grundstück zahlen musste, als solche für eine 

haushaltsnahe Dienstleistung von der Einkommensteuer absetzen. Da 

der Vorauszahlungsbescheid der Gemeinde nur eine Gesamtsumme 

auswies, schätzten sie die Arbeitskosten auf 50 Prozent.

Das Finanzamt erkannte die Aufwendungen für die Herstellung der 

Fahrbahn nicht an und verwies auf ein BMF-Schreiben, wonach Maß-

nahmen der öffentlichen Hand nicht nach § 35a Absatz 3 Einkommen-

steuergesetz (EStG) begünstigt seien. Die Kläger machten dagegen 

geltend, dass die Grundsätze, die der Bundesfinanzhof (BFH) für die 

Berücksichtigung der Anbindung an die öffentliche Wasserversorgung 

aufgestellt habe, auch für den Ausbau der Gemeindestraße heranzu-

ziehen seien, da die Verkehrsanbindung etwa an die Schule und die 

Arbeitsstelle für die Haushaltsführung gleichermaßen notwendig sei. 

Das FG ist dem nicht gefolgt und hat die Klage abgewiesen, da der 

Ersatz einer unbefestigten Sandstraße durch eine asphaltierte Straße 

zwar als Modernisierung anzusehen sei und damit grundsätzlich be-

rücksichtigt werden könne. Die Übernahme des Mindestanteils von 

zehn Prozent der Kosten durch die Gemeinde sei auch nicht als steuer-

freier Zuschuss zu bewerten. Entgegen der Auffassung der Finanzver-

waltung stehe auch die indirekte Bezahlung von Handwerkern durch 

die Gemeinde und die Kostenerhebung durch eine öffentlich-recht-

liche Umlage der Steuerermäßigung nicht entgegen. Allerdings han-

dele es sich bei den Planungskosten nicht um Handwerkerleistungen. 

Zudem fehle der Straße – anders als der Grundstückszufahrt und den 

Hausanschlüssen an Ver- und Entsorgungsleitungen – die notwendige 

Haushaltsbezogenheit. Hierzu bedürfe es eines unmittelbaren räumli-

chen Zusammenhangs mit dem Haushalt.

Das FG hat wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtsfrage 

und wegen der Abweichung von einer Entscheidung des FG Nürnberg 

(Urteil vom 24.06.2015, 7 K 1356/14) die Revision zugelassen. Das Re-

visionsverfahren ist bereits unter dem Aktenzeichen VI R 50/17 beim 

BFH anhängig.

FG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 25.10.2017, 3 K 3130/17, nicht rkr

Säumniszuschläge wegen nicht gezahlter Steuern 
können bei Zahlungsunfähigkeit zum Zeitpunkt der 
Fälligkeit erlassen werden

Der (hälftige) Erlass von Säumniszuschlägen aus sachlichen Gründen 

kommt dann in Betracht, wenn der Steuerpflichtige im Zeitpunkt 

der Fälligkeit wirtschaftlich nicht in der Lage war, die fälligen Steuern 

beziehungsweise Nebenleistungen zu begleichen. Hierauf weist das 

FG Hamburg hin. Denn die Säumniszuschläge verfehlten dann ihren 

Zweck als Druckmittel, den Steuerpflichtigen zur Zahlung anzuhalten.

Der Steuerpflichtige habe zum Nachweis seiner Zahlungsunfähigkeit 

die Finanzbehörden durch entsprechenden Vortrag und Vorlage von 

Nachweisen in die Lage zu versetzen, seine Vermögensverhältnisse 

vollumfänglich zu prüfen.

FG Hamburg, Urteil vom 28.06.2017, 2 K 154/16, rechtskräftig
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Datenträgerverfahren für Zuflüsse:  
Wichtige Änderung ab 01.01.2018

Auf eine wichtige, ab 01.01.2018 greifende Änderung im Datenträger-

verfahren für Zuflüsse weist aktuell das Bundeszentralamt für Steuern 

(BZSt) hin: Erstattungsanträge gemäß § 50d Absatz 1 Einkommen-

steuergesetz von ausländischen Fondsgesellschaften und Investment-

fonds würden im Datenträgerverfahren nicht mehr bearbeitet.

Der hierfür vorgesehene Rechtsformschlüssel 04 (Fondsgesellschaften 

und ausländische Investmentfonds) werde vom BZSt für die Verarbei-

tung der Erstattungsanträge nicht mehr zugelassen.

Es sei nicht zulässig, Erstattungsanträge von ausländischen Fondsge-

sellschaften und Investmentfonds unter anderen Rechtsformschlüs-

seln einzureichen. Entsprechende Erstattungsanträge würden im Rah-

men der Überprüfung seitens des BZSt abgewiesen.

Diese Einschränkung gilt laut BZSt für Kapitalerträge, die ausländi-

schen Fondsgesellschaften und Investmentfonds ab dem 01.01.2018 

zufließen.

Bundeszentralamt für Steuern, PM vom 09.01.2018

Zwischengewinne in Zusammenhang mit Erwerb  
von Fondsanteilen können negative Einnahmen aus 
Kapitalvermögen sein

Zwischengewinne im Zusammenhang mit dem Erwerb von Anteilen 

an einem luxemburgischen Investmentteilfonds können als negative 

Einnahmen aus Kapitalvermögen zu qualifizieren sein. Dies geht aus 

einem Urteil des Finanzgerichts (FG) Düsseldorf hervor.

Der Kläger erwarb im Dezember 2008 Anteile an einem luxembur-

gischen Investmentfonds. Den im Anteilskaufpreis enthaltenen Zwi-

schengewinn des Fonds in Höhe von rund 46 Millionen Euro machte 

er als negative Einnahmen bei den Einkünften aus Kapitalvermögen 

steuermindernd geltend. Der bei Rückgabe der Fondsanteile im Jahr 

2009 vereinnahmte Zwischengewinn blieb infolge eines hohen nega-

tiven Progressionsvorbehalts ohne steuerliche Auswirkung.

Das Finanzamt meinte, dass gezahlte Zwischengewinne steuersyste-

matisch nicht als negative Kapitaleinnahmen zu qualifizieren seien, 

sondern im Jahr des Anteilserwerbs allenfalls im Wege einer Billigkeits-

maßnahme steuermindernd berücksichtigt werden könnten. Die dies-

bezüglichen Voraussetzungen seien im Streitfall jedoch nicht erfüllt.

Das FG Düsseldorf ist im Rahmen eines Zwischenurteils der Auffas-

sung des Klägers gefolgt. Auch die Besonderheiten des Streitfalls – der 

Zwischengewinn wurde auf Ebene des Investmentvermögens unter 

Anwendung des so genannten Ertragsausgleichsverfahrens ermittelt, 

während dieses Verfahren bei der Ermittlung der den Anteilseignern 

am Geschäftsjahresende als zugeflossen geltenden Erträge zunächst 

nicht durchgeführt worden war – führten laut FG zu keiner abweichen-

den Beurteilung. 

Allerdings sah sich das Gericht aus verfahrensrechtlichen Gründen da-

ran gehindert, eine das Klageverfahren insgesamt abschließende Ent-

scheidung zu treffen. Zunächst sei durch das Finanzamt in einem ge-

sonderten Feststellungsverfahren über die Frage zu entscheiden, ob im 

Streitfall ein Steuerstundungsmodell vorliegt. In diesem Fall würden 

sich die gezahlten Zwischengewinne nicht im Jahr 2008 über den in-

dividuellen Steuersatz des Klägers steuermindernd auswirken, sondern 

wären lediglich mit den im Folgejahr vereinnahmten Zwischengewin-

nen zu verrechnen. 

Das FG Düsseldorf hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 17.08.2017, 14 K 3722/13 E

Kapitalmarktunion: Neue Steuerleitlinien  
sollen Verfahren für grenzübergreifend tätige  
Anleger vereinfachen

Die Europäische Kommission hat am 11.12.2017 neue Quellensteuer-

Leitlinien vorgelegt, die die Kosten für die EU-Mitgliedstaaten senken 

und die Verfahren für grenzübergreifend tätige Anleger in der EU ver-

einfachen sollen. Der neue Verhaltenskodex biete Lösungen für Anle-

ger, die wegen der Art und Weise, wie Quellensteuern erhoben werden, 

zweimal Steuern auf die Erträge zahlen müssten, die sie mit grenzüber-

schreitenden Investitionen erzielen, erläutert die Kommission.

Eine Quellensteuer sei eine Steuer, die an der Quelle in dem EU-Land 

einbehalten wird, in dem Erträge aus Investitionen wie Dividenden, 

Zinsen oder Lizenzgebühren anfallen. Durch die Einbehaltung könn-

ten die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die Steuern bei grenzüber-

schreitenden Transaktionen ordnungsgemäß erhoben werden. Da die 
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Einkünfte in dem Mitgliedstaat, in dem der Anleger seinen Wohnsitz 

hat, häufig ein weiteres Mal besteuert werden, könnten Probleme im 

Zusammenhang mit der Doppelbesteuerung auftreten. Zwar seien die 

Anleger berechtigt, im Fall der Doppelbesteuerung eine Erstattung 

zu beantragen. Die entsprechenden Verfahren seien derzeit jedoch 

schwierig, teuer und langwierig, so die Kommission zum Hintergrund.

Die aktuellen Empfehlungen sind ihren Angaben zufolge Teil des EU-

Aktionsplans für die Kapitalmarktunion und sollen das System für 

Investoren und Mitgliedstaaten gleichermaßen verbessern. Insbeson-

dere ziele der Verhaltenskodex darauf ab, die Herausforderungen, vor 

denen kleinere Anleger bei grenzübergreifenden Geschäften stehen, 

zu verringern. Er solle zu schnellen, vereinfachten und standardisier-

ten Verfahren für die Erstattung von Quellensteuern führen, wo dies 

möglich ist.

Die Umsetzung des Verhaltenskodex ist laut Kommission für die Mit-

gliedstaaten freiwillig. Der Kodex enthalte eine Bestandsaufnahme der 

Probleme, mit denen grenzübergreifend tätige Anleger derzeit kon-

frontiert sind, und zeige auf, wie Steuerverfahren effizienter gestaltet 

werden können. Er gebe den Mitgliedstaaten verschiedene praktische 

Lösungsmöglichkeiten für zentrale Fragen an die Hand, darunter:

�� wie kleineren Anlegern geholfen werden kann, für die die Vorschrif-

ten über die Erstattung der Quellensteuer übermäßig komplex sind;

�� wie benutzerfreundliche digitale Formulare erstellt werden können, 

mit denen im Fall einer Überzahlung eine Quellensteuererleichte-

rung beantragt werden kann; 

�� wie den Steuerbehörden ein zuverlässiger, effektiver Zeitrahmen 

für die Gewährung der Quellensteuererleichterung vorgegeben 

werden kann; 

�� wie in den Steuerverwaltungen der Mitgliedstaaten eine zentrale 

Anlaufstelle für Fragen von Investoren in Bezug auf die Quellen-

steuer geschaffen werden kann. 

Wie im Aktionsplan zur Kapitalmarktunion dargelegt sei, sollen die 

Mitgliedstaaten dazu bewegt werden, Systeme der Quellensteuerer-

leichterung sowie bessere Erstattungsverfahren einzuführen. Der jetzt 

vorgelegte Kodex orientiere sich an den neun bewährten Verfahren, 

die die Kommission zusammen mit der Expertengruppe für die Beseiti-

gung der Hindernisse für den freien Kapitalverkehr in Bezug auf Quel-

lensteuerverfahren ermittelt hat.

Europäische Kommission, PM vom 11.12.2017

So genannte Kontenwahrheit: Rechtsänderungen 
durch Steuerumgehungsbekämpfungsgesetz

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat mit einem aktuellen Schrei-

ben die Regelung im Anwendungserlass zur Abgabenordnung (AEAO) 

zu §154 Abgabenordnung mit Wirkung ab 01.01.2018 neu gefasst. 

Hintergrund sind die Rechtsänderungen durch das Steuerumgehungs-

bekämpfungsgesetz. § 154 AO betrifft die so genannte Kontenwahr-

heit.

Das Verbot, falsche oder erdichtete Namen zu verwenden, richtet sich 

laut BMF-Schreiben an denjenigen, der als Kunde bei einem anderen 

ein Konto errichten lassen will oder Buchungen vornehmen lässt. Zu-

lässig sei dagegen, Konten auf den Namen Dritter zu errichten. Hier-

bei sei die Existenz des Dritten nachzuweisen. Konto im Sinne des § 

154 Absatz 2 AO ist laut BMF jede für einen Dritten im Rahmen einer 

laufenden Geschäftsverbindung geführte Rechnung, in der Zu- und 

Abgänge der Vermögensgegenstände erfasst werden. Hierzu zählten 

auch Kredit- und Darlehenskonten sowie Konten über ausländische 

Währung oder über elektronisches Geld. 

Sodann erläutert das Schreiben die in § 154 AO benutzten Begriffe 

des „Verfügungsberechtigten“ und des „wirtschaftlich Berechtigten“ 

sowie des „Verpflichteten“ im Sinne des § 154 Absatz 2 AO. Es geht 

sodann auf die Identifizierungs- und Aktualisierungspflicht, die Auf-

zeichnungspflicht sowie die Auskunftsbereitschaft des Verpflichteten 

ein. Auch die Haftung bei einem Verstoß gegen § 154 AO ist Inhalt der 

Ausführungen des Ministeriums.

Das vollständige Schreiben steht als pdf-Datei auf den Seiten des BMF 

(www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik „Aktuelles/BMF-

Schreiben“ für eine Übergangszeit zum Download bereit.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 11.12.2017, IV A 3 – S 

0325/17/10001
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Arbeitnehmer

Tätlichkeit gegenüber Kollegen: Arbeitsunfall des 
geschädigten Opfers anerkannt

Wer auf dem Heimweg von der Arbeit mit Arbeitskollegen über be-

triebliche Vorgänge in Streit gerät und zusammengeschlagen wird, 

kann einen Anspruch auf Anerkennung eines Arbeitsunfalls haben. 

Dies zeigt ein vom Landessozialgericht (LSG) Baden-Württemberg 

entschiedener Fall.

Der Kläger hatte nach dem Einsatz auf einer Baustelle den Firmen-

transporter der Arbeitgeberin zurück gefahren. Im Wagen saßen meh-

rere Kollegen, die nach dem Arbeitstag auf der Baustelle verschwitzt 

waren. Es kam zum Streit, ob man wegen der „schlechten Luft“ die 

Fenster öffnen oder besser Zugluft vermeiden solle. Im Verlauf des 

Streits, in dem auch beleidigende Worte fielen, wurde das Fenster 

durch einen Kollegen mehrmals geöffnet und wieder geschlossen. Als 

dieser Kollege schließlich vom Kläger abgesetzt wurde, eskalierte die 

Situation, als der Kollege die Beifahrertüren öffnete und der Kläger 

ausstieg, um diese wieder zu schließen. Der Kollege griff den Kläger 

an und schlug ihm mit der Faust ins Gesicht, wodurch dieser zu Bo-

den ging. Dann versetzte er dem Kläger mit dem mit einer Stahlkappe 

bewehrten Schuh einen Tritt in den Kopfbereich. Hierdurch erlitt der 

Kläger eine Schädelprellung sowie Hautabschürfungen am Außen-

knöchel und Daumen rechts. Der Täter wurde später vom Amtsgericht 

Göppingen wegen vorsätzlicher Körperverletzung zu einer Geldstrafe 

verurteilt.

Die Berufsgenossenschaft hörte die Arbeitnehmer mit dem von ihr für 

solche Fälle entwickelten „Fragebogen Streit“ an und lehnte anschlie-

ßend gegenüber dem Kläger die Anerkennung eines Arbeitsunfalls ab. 

Der Streit sei nicht aus betrieblichen Gründen, sondern aus persön-

lichen beziehungsweise kulturellen Differenzen eskaliert, meinte die 

Berufsgenossenschaft (der Täter stammt aus der Türkei, der Kläger aus 

dem Kosovo).

Das Sozialgericht Ulm hat in erster Instanz der Berufsgenossenschaft 

Recht gegeben. Die gegen den Kläger gerichtete Straftat des Kollegen 

sei nicht wesentlich durch das Zurücklegen des Arbeitsweges bedingt 

gewesen, sondern durch die konfliktaffine Persönlichkeit der beiden 

Beteiligten.

Das LSG hat dies anders bewertet, das erstinstanzliche Urteil aufge-

hoben und die Berufsgenossenschaft verpflichtet, das Ereignis als Ar-

beitsunfall anzuerkennen. Auch der (direkte) Nachhauseweg von der 

Arbeitsstätte zur Wohnung stehe unter dem Schutz der gesetzlichen 

Wegeunfallversicherung. Dieser Versicherungsschutz sei nicht unter-

brochen worden. Das versicherte Zurücklegen des Weges zur Arbeits-

stätte sei die maßgebliche Ursache für die Einwirkungen durch den 

Täter gewesen, der den Kläger durch seine Intervention daran hindern 

wollte, die Fahrzeugtüren zu schließen, um dann unverzüglich die 

Fahrt nach Hause fortzusetzen.

Die Ursachen des Streits lagen nach Ansicht des LSG nicht im privaten 

Bereich begründet, sondern in der versicherten Tätigkeit des Klägers als 

Fahrer. Der Kläger und der Kollege hätten zuvor darüber gestritten, ob 

das Fenster wegen unangenehmer Gerüche durch die verschwitzte Ar-

beitskleidung geöffnet oder wegen der Erkältungsgefahr durch Zugluft 

geschlossen gehalten werden sollte und wer dies zu bestimmen hatte. 

Außerdem sei der Täter aufgebracht darüber gewesen, dass zunächst 

ein dritter Kollege und nicht er vom Kläger nach Hause gebracht wor-

den war. In der Straftat habe der unmittelbar vorangegangene Streit 

über Themen mit konkretem Bezug zur versicherten Tätigkeit nachge-

wirkt.

Zwar habe der Kläger zum Unfallzeitpunkt sein Fahrzeug angehalten 

und sei aus dem Fahrzeug ausgestiegen. Dies sei allerdings nur gesche-

hen, um die vom Täter zuvor geöffneten Türen zu schließen, ohne dass 

er dafür den öffentlichen Verkehrsraum verlassen musste. Es habe sich 

um eine Verrichtung gehandelt, die notwendig gewesen sei, um den 

restlichen Weg zurückzulegen, also nicht um eine privatwirtschaftli-

che Tätigkeit. Der Kläger habe nur seinen Heimweg fortsetzen und zu 

diesem Zweck die Verkehrssicherheit des Fahrzeugs wiederherstellen 

wollen, indem er versucht habe, auch die letzte Fahrzeugtür auf der 

Beifahrerseite zu schließen, woran der Täter ihn zu hindern gesucht 

habe, was schließlich in die von diesem begangene Körperverletzung 

mündete.

Landessozialgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 22.11.2017, L 1 U 

1277/17
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Verkehrssicherungspflicht: Auch der Arbeitgeber 
muss auf die Autos seiner Mitarbeiter aufpassen

Dürfen Arbeitnehmer ihre Pkws auf dem Firmenparkplatz abstellen, so 

hat der Arbeitgeber im Rahmen seiner Verkehrssicherungspflicht dafür 

zu sorgen, dass die Fahrzeuge auch einen heftigen Sturm „unbescha-

det“ überstehen. Ist das nicht geschehen, so haftet der Betriebsinhaber 

für das Malheur. 

Hier ging es um einen Großmüllbehälter, der offenbar nicht ausrei-

chend gesichert war und bei einem Sturm mit Windstärke 9 gegen das 

Auto eines Mitarbeiters gedrückt wurde – was einen Totalschaden ver-

ursachte. Der Arbeitgeber hatte die – angekündigten – heftigen Winde 

offenbar ignoriert oder für unerheblich gehalten, so dass er keine be-

sonderen Sicherungsmaßnahmen getroffen hat. Für den Schaden am 

PKW des Außendienst-Mitarbeiters, der sich tagsüber nicht selbst um 

den Pkw kümmern konnte, muss er deshalb aufkommen.

LAG Düsseldorf, 9 Sa 42/17 vom 11.09.2017

Leitender Angestellter in der Schweiz: Einkünfte  
unterliegen keiner Besteuerung in Deutschland

Die Einkünfte eines leitenden Angestellten in der Schweiz unterliegen 

auch dann nicht der Besteuerung in Deutschland, wenn der Angestell-

te seine Tätigkeit teilweise in der Bundesrepublik ausgeübt hat. Dies 

stellt das Finanzgericht (FG) Baden-Württemberg klar.

Der verheiratete Kläger, von Beruf Diplom-Kaufmann, lebt mit sei-

ner Ehefrau in Deutschland, wo er zur Einkommensteuer veranlagt 

wird. Seit 1979 ist er in der Schweiz bei einer Aktiengesellschaft (W-

AG) nichtselbstständig beschäftigt. Seit 2002 ist er innerhalb des W-

Konzerns der „Corporate Executive Group“ (CEG) zugeordnet. Die CEG 

umfasst die höchste Managementstufe des W-Konzerns, ist aber kein 

Leitungsgremium mit Kompetenzen. 2008 erteilte der Verwaltungsrat 

der W-AG dem Kläger „die Kollektivunterschrift zu zweien (einschließ-

lich der Prokura)“. Im Jahr 2009 wurde der Kläger mit „Kollektivunter-

schrift zu zweien“ ohne Funktionsbezeichnung im Handelsregister ein-

getragen. Im Streitjahr 2012 er an mehr als 60 Arbeitstagen nicht an 

seinen Wohnsitz in Deutschland zurück (Nichtrückkehrtage). Unstreitig 

war auch, dass der Kläger an 63 von 240 Arbeitstagen seine Tätigkeit 

in Drittstaaten und im Inland ausgeübt hatte. Das Finanzamt wollte 

den hierauf entfallenden Anteil (63/240) der Besteuerung unterwerfen. 

Das FG gab der hiergegen erhobenen Klage statt. Die Einkünfte des 

Klägers aus nichtselbstständiger Arbeit unterlägen nicht der Besteue-

rung in Deutschland, auch nicht, soweit sie auf Tätigkeiten des Klägers 

in Drittstaaten und in Deutschland entfielen. Der Kläger sei „leitender 

Angestellter“ im Sinne des Artikels 15 Absatz 4 des Doppelbesteue-

rungsabkommens mit der Schweiz (DBA-Schweiz), weshalb seine ge-

samten Einkünfte aus unselbstständiger Arbeit von der deutschen Be-

steuerung freizustellen seien. Danach könnten vorbehaltlich des – hier 

nicht einschlägigen – Artikels 15a DBA-Schweiz die Einkünfte einer in 

Deutschland ansässigen Person aus einer Tätigkeit als Vorstandsmit-

glied, Direktor, Geschäftsführer oder Prokurist einer in der Schweiz an-

sässigen Kapitalgesellschaft in der Schweiz besteuert werden.

Der Kläger gehöre diesem abschließend aufgezählten Personenkreis 

an. Er habe zivilrechtlich über die Vertretungsmacht eines Direktors 

(mindestens jedoch über die eines Prokuristen) verfügt. Die als „Kol-

lektivunterschrift zu zweien“ erteilte Vertretungsmacht bezeichne im 

schweizerischen Zivilrecht regelmäßig die organschaftliche Vertre-

tungsmacht von Direktoren. Bei einer Eintragung mit „Kollektivun-

terschrift zu zweien“ ohne Bezeichnung einer Funktion lasse sich die 

Vertretungsmacht der betreffenden Person daher nach „oben“ (kein 

Mitglied des Verwaltungsrats) und nach „unten“ (keine Stellung als 

Prokurist oder Handlungsbevollmächtigter) eingrenzen.

Die Beschränkung der Unterschriftsberechtigung des Klägers auf die 

Kollektivunterschrift zu zweien führe zu keiner anderen Beurteilung. 

Artikel 15 Absatz 4 DBA-Schweiz enthalte keine Einschränkung auf 

eine dem Unterschriftsberechtigten oder Prokuristen erteilte Berech-

tigung zur Einzelvertretung. Dass der Kläger ohne Funktionsbezeich-

nung im Handelsregister eingetragen sei, stehe seiner Einbeziehung in 

den in Artikel 15 Absatz 4 DBA-Schweiz genannten Personenkreis nicht 

entgegen. Die Eintragung mit „Kollektivunterschrift zu zweien“ genü-

ge den Anforderungen von § 19 Absatz 2 der Verordnung zur Umset-

zung von Konsultationsvereinbarungen zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft. 

Gegen das Urteil ist Revision beim Bundesfinanzhof anhängig (I R 

60/17).

FG Baden-Württemberg, Urteil vom 13.07.2017, 3 K 2439/14, nicht rkr
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Regelaltersrente: Kein „Abschlag“ bei Erstattung 
vorangegangener vorzeitiger Altersrente durch  
Haftpflichtversicherer

Zumindest wenn der Haftpflichtversicherer des Unfallverursachers 

dem Rentenversicherungsträger die schädigungsbedingt in Anspruch 

genommene vorzeitige Altersrente des Versicherten vollständig er-

stattet, hat die Berechnung der nachfolgenden Regelaltersrente ohne 

„Abschläge“ zu erfolgen. Das hat das Bundessozialgericht (BSG) ent-

schieden.

Der beklagte Rentenversicherungsträger hatte dem Kläger nach der 

Inanspruchnahme einer Altersrente wegen Arbeitslosigkeit von März 

2006 bis Mai 2010 die folgende Regelaltersrente weiterhin nur unter 

Anwendung eines abgesenkten Zugangsfaktors – 0,847 anstelle von 1,0 

– bewilligt; die vorzeitig bezogene Rente wurde dem Rentenversiche-

rungsträger vom Haftpflichtversicherer jedoch vollständig erstattet.

Die Regelaltersrentengewährung mit Abschlägen sei zu Unrecht er-

folgt, so das BSG. Es bestätigte deshalb das Urteil des Sozialgerichts 

Braunschweig, das die Beklagte zur Gewährung einer Regelaltersrente 

unter Anwendung eines einheitlichen Zugangsfaktors von 1,0 verur-

teilt hatte. Rechtsgrundlage sei insoweit zwar nicht § 77 Absatz 3 Satz 

3 Nr. 1 Sozialgesetzbuch VI unmittelbar. Dieser sehe eine Erhöhung des 

monatlichen Zugangsfaktors vor, wenn die Rente nicht mehr vorzei-

tig in Anspruch genommen wird. Die Regelung sei hier jedoch analog 

anzuwenden. Der Gesetzgeber habe die partielle Fortwirkung des ab-

gesenkten Zugangsfaktors bei einer Regelaltersrente im Anschluss an 

eine schädigungsbedingt vorzeitig in Anspruch genommene und spä-

ter erstattete Altersrente nicht in den Blick genommen. Diese plan-

widrige Regelungslücke sei – zumindest in Fällen wie dem vorliegenden 

– sachgerecht nur mittels einer Durchbrechung der grundsätzlichen 

Fortschreibung des abgesenkten Zugangsfaktors bei der Regelalters-

rente zu schließen.

Bundessozialgericht, Entscheidung vom 13.12.2017, B 13 R 3/17 R

Aufstockungsbeträge zum Transferkurzarbeitergeld 
können ermäßigt zu besteuern sein

Erhält ein Arbeitnehmer von einer Transfergesellschaft, in der er nach 

Beendigung seines bisherigen Arbeitsverhältnisses übergangsweise be-

schäftigungslos angestellt ist, Aufstockungsbeträge zum Transferkurz-

arbeitergeld, unterliegen diese Beträge dem ermäßigten Steuertarif. 

Dies hat das Finanzgericht (FG) Münster entschieden.

Der Kläger war seit mehr als 24 Jahren als Arbeitnehmer bei einer Akti-

engesellschaft (AG) beschäftigt. Aufgrund der Stilllegung eines Werks 

schloss er mit der AG und einer Transfer GmbH einen Vertrag, nach 

dem das Arbeitsverhältnis zwischen dem Kläger und der AG gegen 

die Zahlung einer Abfindung aufgehoben wurde. Daneben verpflich-

tete sich die Transfer GmbH zur Übernahme des Klägers für ein Jahr, 

in dem dieser ausschließlich Qualifizierungsmaßnahmen durchlief. Die 

Transfer GmbH verpflichtete sich ferner zur Zahlung von Zuschüssen 

zum Transferkurzarbeitergeld, das der Kläger von der Bundesagentur 

für Arbeit erhielt. Der Kläger sah diese Zuschüsse als Bestandteil einer 

ermäßigt zu besteuernden Abfindung an, während das Finanzamt die 

Aufstockungsbeträge als laufenden Arbeitslohn dem Regelsteuersatz 

unterwarf.

Der hiergegen erhobenen Klage gab das FG Münster statt. Der von der 

Transfer GmbH gezahlte Zuschuss zum Transferkurzarbeitergeld stelle 

keinen laufenden Arbeitslohn, sondern neben der Abfindungszahlung 

einen Teil einer begünstigt zu besteuernden Gesamtabfindung dar. 

Die Aufstockungsbeträge stünden in unmittelbarem Zusammenhang 

mit dem beendeten Arbeitsverhältnis, weil der Kläger von der Trans-

fer GmbH nicht beschäftigt worden sei. Dementsprechend hätten die 

Zahlungen keine Gegenleistung für laufend erbrachte, sondern nur für 

die gegenüber der früheren Arbeitgeberin erbrachten Arbeitsleistun-

gen des Klägers sein können.

Wegen grundsätzlicher Bedeutung der Streitfrage hat das FG die Revi-

sion zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 15.11.2017, 7 K 2635/16 E
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Provisionen: Erhöhen Elterngeld nicht immer

Provisionen, die der Arbeitgeber im Bemessungszeitraum vor der Ge-

burt des Kindes zahlt, können das Elterngeld erhöhen, wenn sie als lau-

fender Arbeitslohn gezahlt werden. Werden Provisionen hingegen als 

sonstige Bezüge gezahlt, erhöhen sie das Elterngeld nicht. Dies hat das 

Bundessozialgericht (BSG) in mehreren Verfahren entschieden.

Das Verfahren B 10 EG 7/17 R betraf einen Kläger, der im Jahr vor der 

Geburt seines Kindes am 20.01.2015 aus seiner Beschäftigung als Be-

rater neben einem monatlich gleichbleibenden Gehalt im Oktober 

und Dezember 2014 quartalsweise gezahlte Prämien („Quartalsprovi-

sionen“) erzielt hatte. Seine Gehaltsmitteilungen wiesen die Prämien 

als sonstige Bezüge im lohnsteuerrechtlichen Sinne aus. Die Beklag-

te bewilligte dem Kläger Elterngeld, ohne jedoch die im Oktober und 

Dezember 2014 gezahlten Prämien zu berücksichtigen. Während die 

Vorinstanzen die Beklagte zur Gewährung höheren Elterngelds unter 

Berücksichtigung der zusätzlich gezahlten Quartalsprovisionen ver-

urteilt hatten, hat das BSG der dagegen gerichteten Revision der Be-

klagten stattgegeben, weil die Provisionen nicht laufend, sondern nur 

quartalsweise gezahlt wurden.

Der Gesetzgeber habe durch die ab dem 01.01.2015 geltende Neure-

gelung des § 2c Absatz 1 Satz 2 des Bundeselterngeld- und Elternzeit-

gesetzes, gegen die keine verfassungsrechtliche Bedenken bestehen, 

Provisionen von der Bemessung des Elterngeldes ausgenommen, die 

nach dem Arbeitsvertrag nicht regelmäßig gezahlt und verbindlich als 

sonstige Bezüge zur Lohnsteuer angemeldet werden, so das BSG. Mit 

dieser Regelung habe er auf die anderslautende Rechtsprechung des 

BSG reagiert.

Bundessozialgericht, Entscheidungen vom 14.12.2017,  B 10 EG 7/17 R 

und andere

Falsch abgerechnete Überstunden führen nicht  
zwingend zur Kündigung

Rechnet ein Arbeitnehmer mehr Überstunden ab, als er tatsächlich 

geleistet hat, so verletzt er damit seine arbeitsrechtlichen Pflichten. 

Aber ihm darf deswegen nicht automatisch außerordentlich gekündigt 

werden. 

Vor dem Arbeitsgericht Mannheim ging es um den Mitarbeiter eines 

städtischen Theaters, der sich über einen Zeitraum von mehreren 

Jahren jeden Monat sieben Überstunden zu viel aufgeschrieben und 

auch ausgezahlt bekommen hat. Weil er aber glaubhaft gemacht hat, 

dass das Vorgehen sowohl mit seiner Personalreferentin als auch dem 

Vorgesetzten abgesprochen gewesen war (als Ausgleich für lange Zeit 

nicht gezahlte Zulagen), habe er kein „hohes eigenes Verschulden“ an 

den Tag gelegt. Eine Abmahnung hätte in diesem Fall daher ausge-

reicht. 

ArG Mannheim, 12 Ca 63/17

Kündigung: Sieht es der Arbeitsvertrag vor, ist mit 
Erreichen der Regelaltersgrenze Schluss

Sieht eine Betriebsvereinbarung vor, dass Arbeitnehmern, die die Re-

gelaltersgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung erreicht haben, 

ohne Angabe weiterer Gründe gekündigt werden kann, so hat es damit 

sein Bewenden. Betroffene können dagegen nicht mit der Begründung 

angehen, sie würden „wegen ihres Alters diskriminiert“ und das Allge-

meine Gleichbehandlungsgesetz sei nicht beachtet worden. 

Das Bundesarbeitsgericht bestätigte zum einen die Wirksamkeit der 

(hier Jahrzehnte alten) Betriebsvereinbarung als auch den Hintergrund 

der Regelung, weil Altersrentner „deutlich weniger schutzbedürftig an-

zusehen“ seien als jüngere Arbeitnehmer, die unter Umständen Mona-

te auf eine Neueinstellung warten müssten. 

BAG, 2 AZR 67/16


